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Tenor

I. Die Berufung wird zugelassen, weil die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 124 Abs. 2 Nr. 3 
VwGO). Klärungsbedürftig ist, ob die gesetzliche Ablaufhemmung gemäß § 11 Abs. 9 Satz 1 AufenthG über 
§ 11 Abs. 14 Satz 2 FreizügG/EU auch auf Unionsbürger anwendbar ist.

II. Der Streitwert wird vorläufig auf 2.500 € festgesetzt.


